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||>s Jahre Berufsverbote- 
is t betroffen?
pByndesrepubtik sind Liberalität, 
jätfpfe und fiecbtsstaatiichkeit 

fttfer beeinträchtigt. Seit Beginn der 
p»fev®rbotepraxi$ vor sechs Jahren 
' $fm ■ immer mehr Börger. irt ihran 
^Id'achten verletzt, zog der Abbau 

ittse te f Rechte fifrirfter weitere
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ywurden 1,3 Millionen Bür- 
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r :5'ii“ 1fmsÖgahmen verhängt (Ähhö- 

#ääe!rung,Qder 'Verweigerung 
jg,jEntl#sSimg usw,). Oer

&8#d0iäpefj ist jedoch weit- 
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p  find  mehr als zwei Miilio- 

> i® f'#eren Narrten, in den Kar-
r V erf assungsschutzes erfaßt

|ten sind alle Gewerkschafter, 
rofrung nach Mitbestimmung 

„ ,r jH p  der Verfassungswidrigkeit 
‘jw fjf Wird.,
Ä ffe n  sind jene Kollegen, die in 
®$n' von Privatdetekleien be- 

. „ | lt  werden und deren Chefs sich 
fäwefhahien an der staatlichen Praxis 
der Gesinnungsschnüffelei und Be­
rufsverbote orientieren.
•  Betroffen sind alle Mitglieder der 
Parteien und demokratischen Organi-

»
ers, die vom Verfassungsschutz 
viert werden oder denen wegen 
ihrer unbequemen Politik mit dem Ent­

zug der finanziellen Förderung ge­
droht wird {Jungdemokraten, Natur­
freundejugend, Vereinigung demokra­
tischer Juristen usw.).
•  Betroffen sind Wissenschaftler, 
Lehrer, Journaiisten, Künstler, Schrift­
steller, die mit Schwierigkeiten rech­
nen müssen, wenn sie geselischafts-

kritische Themen aufgreifen.
® Betroffen sind die Studenten, 
Schüler und ihre Vertretungen, denen 
das Recht bestritten wird, sich zu all­
gemeinen politischen Fragen zu äu­
ßern.
® Betroffen sind letztlich alle, die sich 
für den Ausbau demokratischer 
Rechte uhd‘geselfsdhaftiiehen Förf- 

■ schritt eihselzen.

Dis Besorgnis wächst 
Diese Tatsachen beunruhigen die 
demokratische Öffentlichkeit des iri- 
ürrd Auslandes seit Jahren, Hundert- 
tapsende haben in zahlreiöhan Aktio­
nen ihren Protest dagegen erhoben, 
daß gesellschaftliches ÄKernativden- 
ken als verfassungsfeindlich verteufelt 
wird, in jüngster Zeit hat diese Besorg­

n is  erheblich zugenommen. In den 
letzten Monaten haben wir erlebt, wie 
unter dem Vorwand der Terroristen­
bekämpfung eine Hetzkampagne ge­
gen kritische Intellektuelle, Studenten 
und Gewerkschafter entfacht wurde 
und wie dieses Klima benutzt wurde, 
um weitere Gesetze und Maßnahmen 
durchzusetzen, die die demokrati­
schen Rechte gefährden und aushöh­
len. Wenn heute bereits wieder die 
Theaterstücke von weltweit geachte­
ten Schriftstellern abgesetzt werden 
und kritische Fernsehsendungen nicht 
ausgestrahlt werden, ist höchste 
Wachsamkeit geboten.

Alle Kraft zum Schutz der 
Demokratie
Angesichts dieser Entwicklung in der 
Bundesrepublik ist es von besonderer 
Bedeutung, daß sich immer mehr Bür­
ger unseres Landes zur Verteidigung 
der durch die Berufsverbotepolitik ver­

letzten Grund- und Menschenrechte 
zusammenschließen, daß sich immer 
mehr Bürger zur Wahrung ihrer demo­
kratischen Rechte im gemeinsamen 
Kampf finden und trennende politische 
Auffassungen zurücksteSien,
In einem Klima der Eipschijci jemrig, 
Verdächtigung und Bespitzelung ist . 
Solidarität die wichtigste Waffe wer 
demokratischen Kräfte. Dabei ist jeder 
einzelne ebenso gefordert wie die Par­
teien, Organisationen und „vor ajiern f 
die Gewerkschaften.

Wie sieht die Praxis in NRW aus? 
Regierung und Koalitionsparteien in 
NRW versuchen immer wieder den 
Eindruck zu erwecken, daß in unserem 
Bundesland ein Höchstmaß an 
Rechtsstaatüchkeit garantiert 
Dazu ist festzustelien: •. L- %•:
•  in NRW werden Gesinnungs­
schnüffelei und Berufsverbote weiter­
hin betrieben und sind sogar ver­
schärft worden.
® In NRW führt unverändert die Mit­
gliedschaft in einer legalen Partei, z. B. 
der DKP, zur Ablehnung eines Bewer­
bers, obwohl das Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts und die „Vorläu­
figen Richtlinien" des Landes dies 
nicht zulassen.
•  In NRW ist die skandalöse Tatsa­
che zu verzeichnen, daß Gerichte dem 
Land in zahlreichen Fällen Verfah­
rensfehler nachgewiesen haben und 
Berufsverbotsbescheide für rechts­
widrig erklärt haben; aber das Land ist 
nach wie vor nicht bereit, die Betroffe­
nen einzustellen.
•  In NRW sollen nun auch Beamte 
auf Probe allein wegen ihrer Gesin­
nung entlassen werden -  eine erneute 
Ausweitung der Berufsverbote.
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11, Februar 1978, Dortmund
Treffpunkt zur Demonstration; 
Parkplatz am Südbad, 12.30 Uhr

in der großen Westfalenhalle, 15 Uhr. Mit Gästen aus Frankreich, Belgien und Holland 
Großes Kulturprogramm mit u.a.; Unkostenbeitrag: DM 3.—

Hannes Wader, Zupfgeigenhansel, Lutz Görner, Uschi Flocke
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•  in NRW ist neuerdings rächt einmal 
mehr die Ausbildung im Vorberei­
tungsdienst in jedem Falle gewährlei­
stet -  ein schwerer Verstoßgegen das 
Urteil des Bundesverfassungsgerich­
tes.
#  Gerade in NRW bleibende staatli­
chen Berufsverbotspraktlen nicht 
ohne Wirkung auf den betrieblichen 
Bereich; Arbeiter und Angestellte wer­
den von Detektiven bespteelt, und 
insbesondere aktive Gewerkschafter 
sind wegen ihres sozial- ind gesell­
schaftspolitischen Engagements von 
Entlassungen bedroht.

Der Widerstand gegen die Berufsver­
bote und den Abbau demokratischer 
Rechte muß deshalb mit aller Kraft 
fortgesetzt werden.
Aus diesem Grunde rufen wir alle Bür­

ger in NRW auf, politische Differenzen 
zurückzustellen und gemeinsam am 
11. Februar in Dortmund zu demon­
strieren und anschließend in der West- 
falenhalie an der Solidaritätskundge­
bung mit großem kulturellen Pro­
gramm teilzunehmen.

W ir appellieren an die dem o­
kratische Öffentlichkeit,

-  sich nicht von dem gemeinsamen 
Protest gegen die Berufsverbote, ge­
gen die Verletzung von Grund- und 
Menschenrechten in der Bundesrepu­
blik abbringen zu lassen;
-  nicht zuzulassen, daß im Namen 
der Freiheit demokratische Rechte 
abgebaut werden;

-  der antikommunistischen Hysterie 
Widerstand entgegenzusetzen;
-  überall zu fordern, daß der Minister- k 
Präsidentenbeschluß, die neuen 
Grundsätze der Bundesregierung und 
die neuen Verfahrensrichtlinien der 
Bundesländer ersatzlos gestrichen 
werden;
-  verstärkt zu verlangen, daß die aus­
gesprochenen Berufsverbote aufge­
hoben werden müssen;
-  die Zusammenarbeit zum Schutz 
der Demokratie zu verstärken
-  und keine Ruhe zu geben, solange 
noch ein einziges Berufsverbot in der 
BRD Grund- und Menschenrechte 

verletzt!

Wir fordern: Freiheit im Beruf -  Demo­
kratie im Betrieb. Weg mit den Berufs­
verboten!

KooftSnterung&ausscriuS derBürgerinitiative* oui Sv, ufevarbofe -  für d’e Verteidigung da* verfawi^smÄ^eo Radd* jßtlord i rt (V Jukanetoeutzmanrt, Studentin, Düsseldorf;
Fritz Dongmann, B .rieb*.!, Duleburg; AndfeeVSU f r<*  „er.BMsM«Simon-P.!«Geri.<^Pt«r«r, G e t a n e n . ^ Ä « S Ä . « r n a n n ; K a r t - H e i n z R ü p p r i c h . U h r « .
Otto Meieriing. B e t r a t ,  Dortmund; Jochen t>mi,&xhum; Wotfgang Popp. Professor, Siegen;
Köln; Ing* Sboeny. Journsüstin. Solingen; W S t f m k * .  S tiÄ n t. Wünst«; Ulrike Sorvflter. Lehrerin, Dortmund; Alfred Wetech«, Betriebsrat, ü ih « .

Aachener Initiative gegen Berufsverbote
Komitee "Wahrung demokratischer Rechte im öffentlichen Dienst", Bielefeld 
Bochumer Initiative "Weg mit den Berufsverboten"
Bonner Bürgerinitiative gegen die Berufsverbote 
Bürgerinitiative gegen Berufsverbote Coesfeld 
Dortmunder Initiative gegen Berufsverbote 
Dürener Initiative "Verteidigt die Grundrechte"
Düsseldorfer Initiative gegen Berufsverbote
Initiative gegen Berufsverbote in Duisburg
Essener Komitee gegen Berufsverbote
Bürgerkomitee gegen Berufsverbote im Erftkreis
Bürgerinitiative "Rettet die Grundrechte" Eschweiler/Dürwiss
Gelsenkirchener Aktionskomitee gegen Berufsverbote
Initiative gegen die Berufsverbote Gütersloh
Hagener Initiative gegen Berufsverbote
Hemer Bürgerinitiative "Weg mit den Berufsverboten"
Kölner Initiative gegen Berufsverbote 
Leverkusener Initiative gegen Berufsverbote 
Komitee zur Wahrung demokratischer Grundrechte Minden 
Bürgerinitiative gegen die Berufsverbote 
Münsteraner Initiativkreis gegen die Berufsverbote
Oberbausener Bürgerinitiative gegen Berufsverbote - Sichert die Grundrechte 
Arbeitskreis für Menschenrechte und Grundfreiheiten in der BRD, Paderborn 
Siegener Initiative gegen verfassungswidrige Berufsverbote 
Wuppertaler Initiative gegen die Berufsverbote

Impressum:
Koordinterungsausschuß der Bürgerinitiati­
ven gegen Berufsverbote -  für die Verteidi­
gung der verfassungsmäßigen Rechte in 
NRW.
c/o Erich Kunold, Ksri-Wagner-StreB® 48, 
Postfach 10 14 70, 4830 Bochum 5.
Druck: Plambeck & Co Druck und Verlaß 
GmbH.
Spenden erbeten auf Sonderkonto Be­
rufsverbote, Pfarrer Simon-Peter Ger- 
lech, Gefsenklrchen, Bank für Gemein­
wirtschaft Oelsenkirchen, Korrto-Mr. 
10 728 584.

Gemeinsam für die Grund-
und Menschenrechte

emfsverbote
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Ingrid Kurz
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Liebe Freunde und Kollegen,

■yf':m  *
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die Aufgabe, ausreichende Information und Dokumentation von 
Berufsverbotsfällen, ihre Art, Umfang, Ablauf und den Wider­
stand dagegen, für die demokratische Öffentlichkeit des In- und 
Auslandes, für Initiativkreisveranstaltungen, Fachtagengen, Kon­
gresse, etc. zu leisten, wird ständig schwieriger und komplexer.
Bin wesentlicher Aspekt der Berufsverbote ist das Theorieverbot, 
das als Hintergrund der zunehmenden Angriffe auf die Wissenschafts­
freiheit auf verschiedensten Ebenen zu sehen ist.

Deshalb möchte der Arbeitsausschuß die Erstellung einer umfassenden 
Dokumentation über Berufs- und Disziplinierungsfälle im Hochschul­
bereich initiieren; denn seit 1973 ist dieser Bereich sicht mehr 
vollständig dokumentiert worden»

Dazu bedarf es aber der aktiven Mithilfe aller befreundeten Per­
sonen und Organisationen, die über den Hochschulbereich, bzw. üb 
Berufsverbotsfälle Informationen und Materialien haben, denn d| 
Informationen, Schriftstücke, Zeitungsausschnitte, Prozeßakten, 
etc., die bei uns in Hamburg eingehen, sind alles andere als lüc­
kenlos und vollständig! V

Was für diese Dokmentation gebraucht wird:

1. Dokumentationen, Flugblätter, etc. von örtlichen Initiativ­
kreisen, Fachschaften, studentischen Organisationen, Gremien, 
Einzelpersonen (Professoren), Parteien, etc.

. . ' ,.-.v ■

2. Anhörungsprotokolle

3* Prozeßakten, Schriftsätze, Briefwechsel zwischen Betroffenen
und Verwaltung.

4. Berichte der örtlichen Presse zu einzelnen Fällen F a c h b e r e i c h e n ,  

Hochschulen etc.

5. Stellungnahmen und Appelle von Hochschullehrern, Gremien, Asten 
etc. sowie der örtlichen GEW, ÖTV, BdWi, etc.

6* theoretische Manuskripte zur Bedrohung von W i s s e n s c h a f t s f r e i ­

heit und Pluralismus

Inhaltlich stellen wir ab auf:

1. verweigerte Berufung von Hochschullehrern (Professoren,.Dezente

2. verschleppte Berufungen

3. verweigerte Lehraufträge

4. Nicht-Einstellungen, Entlassungen von Tutoren, Wissenschaft- •
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liehen Hilfskräften, nichtwissenschaftlichem Personal v

5. Palle von Disziplinierung aus politischen Gründen 

6« - falls Ansatzpunkte vorhanden: Fälle von Selbstzensur!

Da von der Mitarbeit jeder der angeschriebenen Personen und Organi­
sationen in jeder Stadt der BRD das Zustandekommen, der Erfolg und die 
Wirksamkeit der Dokumentation abhängen, und wir Euch ja mit der Zu­
sammenstellung und Strukturierung der Informationen Eure eigene Arbeit 
wiederum zu erleichtern hoffen, brauchen wir wahrscheinlich nicht 
allzu eindringlich appellieren, alles zur Verfügung stehende Material 
zur politischen Situation in Hochschulen und Wissenschaft baldmöglichs 
an uns zu senden.

Da wir die Aufarbeitung noch in etwa um den Jahrestag des Minister- 
präsidenten-Beschlusses leisten wollen, wäre der späteste Zustell\ings- 
termin der 15. 1. 1978.

Mit vielem Dank im voraus und den besten Wünschen für eine erfolg­
reiche Arbeit 1978!

gez. Gudrun Luthringhausen 

gez. Horst Bethge


